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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


1. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 
(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, nach denen kulturelle 
Kontakte zwischen Theatern, Orchestern und 
Künstleragenturen im innerdeutschen Bereich 
von Seiten der DDR in letzter Zeit erschwert 
Older gänzlich unterbunden werden, und wo- 
rauf (ist ^gegebenenfalls diese negative Ent- 
wicklung des Kulturaustausches zurückzufüh- 
ren? 


2. Abgeordneter 

Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Muß nicht in allen Karten, die von Staats- 
und Verfassunigsorganen der Bundesrepublik 
Deutschland herausige geben oder im öffent- 
lichen Verkehr benützt wierden, das einheit- 
liche Staatsgebiet „Deutschland", zu dem das 
Staatsgelbiet der Bundesrepublik als nicht ab- 
trennbarer Teil gehört, im Sinne der Verbind- 
lichkeit des Karlsruher Urteils vom 31. Juli 
1973 (B III 1 Abs. 2), der Verankerung der 
gesamtdeutschen Staatsgewalt im Grundge- 
setz, der Fortexistenz Deutschlands in zahl- 
reichen internationalen Verträgen — auch der 
Siegermächte — und der Verpflichtung aller 
Staats- und Verfassungsorgane tauf das Wach- 
halten und beharrliche Vertreten des Ziels 
der staatlichen Einheit Deutschlands im gesam- 
ten öffentlichen Bewußtsein, dargestellt und 
angemessen bezeichnet werden? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

3. Abgeordneter , Trifft es zu, daß, vor allem auf Grund von 
Dr. Sdiwencke zahlreichen Interventionen aus Kreisen der 
(SPD) Wirtschaft in der Bundesrepubldk Deutschland, 

(der Plan für die Errichtung eines Instituts zur 
Erforschuing der Technologien für Entwick- 
lungsländer vorläufig zurückgestellt wurde, 
und falls die Bundesregierung ein solches 
Technologieinstitut weiterhin zu errichten be- 
absichtigt, bitte ich um Angabe des Zeitplans 
und der Kapazität? 


Gesdiäftshereidi des Bundesministers der Justiz 


4. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Wird das zwischen der Türkei und der Bundes- 
republik Deutschland geltende Abkommen 
über den Recbtsverkehr in Zivil- und Handels- 
sachen vom 18. Mai 1929 den Problemen ge- 
recht, die sich aus der Beschäftigung türkischer 
Arbedtnehmer in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ergeben? 
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5. Abgeordneter 
Batz 
(SPD) 


6. Abgeordneter 

Batz 


(SPD) 


7. Abgeordneter 


Walkhoff 

(SPD) 


8. Abgeordneter 

Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung die Forderung über- 
prüft, eine gesetzliche Haftpflichtversicherung 
für Wasserfahrzeuge (und damit auch für 
Sportboote) einzuführen, und wenn ja, zu 
welchem Ergebnis ist 'Sie dabei gekommen? 


Kann sich die Bundesregierung der Auffassung 
unschließen, daß eine Zwangshaftpflichtver- 
Siicherung für Wasserfahrzeuge im Interesse 
der Bootsbesitzer und aller Wassersportler 
selbst liegt? 

Strebt die Bundesregierung eine Änderung 
der Copyright-Bestimmungen an, die es den 
Schulen zür Zeit in der Regel nicht erlauben, 
Auszüge aus Literatur- und Schulbüchern zu 
bektographieren und im Unterricht zu verwen- 
den? 

Welche „naturgemäßen" rechtlichen und recht- 
logischen Gründe kann das Bundes] ustizmini- 
sterium dafür anführen, daß eine „Klarstel- 
lung der Bedeutung" der Begründung in den 
Schlußbemerkungen des Urteils des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 31. Juli 1973 — wie ein 
obiter dictum — nicht im Sinn von Artikel 31 
des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes die 
Staats- und Verfassungsorgane bindet, weil 
sie „keinen Teil der die Entscheidung tragen- 
den verfassungsrechtlichen Erwägung" — un- 
beschadet der damit in Einklang stehenden 
Rechtsposition der Bundesregierung — dar- 
stellt (vgl. Fragestunde vom 13. Dezember 
1973), obwohl das Bundesverfassungsgericht 
mit der aus dem Bundesverfassungsgerichts- 
gesetz sich ergebenden Verhindlichkeit und 
in Einklang mit dem Wortlaut und Sinn des 
UrteiLstenors festgestellt hat, daß alle Aus- 
führungen der Urteilsbegründung nötig, also 
Teil der die Entscheidung tragenden Gründe 
sind, ohne die Schlußabsätze davon auszu- 
nehmen? 


9. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung es mit dem Grund- 
gesetz, insbesondere mit dem Schutz der 
Menschenwürde (Artikel 1) und mit dem Recht 
auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit 
(Artikel 2) für vereinbar, wenn immer noch in 
Mietverträgen Vermieter ihren Mietern das 
Halten von Haustieren in den von ihnen ge- 
mieteten Woihnungen untersagen, und wird 
sie dies gegebenenfalls durch eine Gesetzes- 
initiative unterbinden? 


10. Abgeordneter 
Dr. Abelein 

(CDU/CSU) 


Weshalb hat die von Sozialdemokrateh ge- 
führte Bundesregierung es bisher unterlassen, 
die Institution einer öffentlichen Rechtsaus- 
kunft, wie sie in Hamburg und Teilen Schles- 
wig-Holsteins bereits seit langem besteht, auf 
Bundesebene einzuführen, obgleich lauf diesem 
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Gebiet ein dringendes Bedürfnis, wenn nicht 
gar ein sozialer Mißstand vorhanden ist, und 
welche Schritte gedenkt die Bundesregierung 
zu unternehmen? 


11. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Wie lassen sich nach Auffassung der Bundes- 
regierung die Urteile der Justiz des „DDR"- 
Regimes gegen die Ansbacher Fluchthelfer 
Garden und Bihlert mit -der von der Bundes- 
regierung versprochenen Entspannung und den 
menschlichen Erleichterungen in Einklang brin- 
gen, und was gedenkt die Bundesregierung zu 
tun, um eine Vollstreckung der unmenschlichen 
Urteile zu verhindern? 


12. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
diese Urteile mit den Menschenrechten der 
UN-Charta unvereinbar sind, und wird die 
Bundesregierung das „DDR "-Regime vor den 
Vereinten Nationen deshalb wegen Verlet- 
zung der Menschenrechte anklagen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


13. Abgeordneter 
Sieglersdimidt 
(SPD) 


Betrachtet die Bundesregierung die Gewäh- 
rung von Prämien für die Unbrauchbarma- 
chung von Weizen für die menschliche Ernäh- 
rung, wobei dieser als Futtergetreide noch 
verwendet werden kann, als eine Maßnahme, 
die ihren agrarpolitischen und marktwirtschaft- 
Mchen Vorsteltlungen sowie der Verpflichtung 
der Bundesrepublik Deutschland zu solidari- 
schem Verhalten gegenüber den Hungernden 
in Entwicklungsgebieten entspricht? 


14. Abgeordneter 
Sieglerschmidt 
(SPD) 


In welcher Richtung sollte, falls die vorste- 
hende Frage nicht bejaht wird, die zugrunde- 
liegende BG^Regelung geändert werden, und 
was wird die Bundesregierung unternehmen 
bzw. was hat sie bisher unternommen, um eine 
solche Änderung zu erreichen? 


15. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Welche für die menschliche Ernährung geeig- 
neten Nahrungsmittelmengen sind im Jahr 
1973 in der Bundesrepublik Deutschland bzw. 
in den Ländern ider Europäischen Gemein- 
schaft vernichtet bzw. durch Denaturierung 
der menschlichen Ernährung entzogen oder 
über den Bedarf eiserner Reserven hinaus ge- 
hortet worden? 
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16. Abgeordneter Wie vereinbart die Bundesregierung es mit 
Dr. Evers ihren internationalen Verpflichtungen, daß 

(CDU/CSU) einerseits Nahrungsmittel vernichtet bzw. dem 

menschlichen Gebrauch entzogen werden und 
andererseits in weiten Gebieten Afrikas (Äthi- 
opien, Sahel-Zone), aber auch in anderen Tei- 
len der Welt Hungerkatastrophen herrschen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit 
festzus.tellen, ob sich in den Vereinigten Staa- 
ten die Handelsklasseneinteilung für Verbrau- 
cherfrischfleisch — wie in der „agv", Mittei- 
lung (Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher) 
Nr. 44 vom 30. Oktober 1973 zu lesen ist — 
bewährt hat, und wäre die Bundesregierung 
bei positiver Beurteilung bereit, auch in der 
Bundesrepublik Deutschland diese Einteilung 
nach Handelsklassen zu übernehmen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
schlag vom ökumenischen Arbeitskreis „Land- 
wirtschaft und Entwicklungshilfe" des Instituts 
für Fried ensordnung der DSAG Die — Frau 
aller Völker in Würaburg — bezüglich inten- 
sive Förderung der inländischen Nahrungs- 
mittelerzeugung und der bäuerlichen Land- 
wirtschaften mit dem Ziel einer höchstmög- 
lichen Selbstversorgung? 

Teilt die Bundesregierung die Meinung dieses 
ökumenischen Arbeitskreises „Landwirtschaft 
und Entwicklungshilfe", Nahrungsüberschüsse 
zu Marktpreisen aufzukaufen und dies in den 
akuten und permanenten Welthungerkrisen- 
gebieten durch die dort tätigen kirchlichen, 
caritativen und humanitären Hllfrsorganisatio- 
nen als Grundhilfe vor einer längerfristigen 
Entwicklungshilfe kostenlos zu verteilen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

Wie hoch ist die Zahl der schulpflichtigen Kin- 
der, die jährlich durch Schul- und Weigeunfälle 
dauergeschädigt werden, und was wird für 
ihre Rehabilitation getan? 

21. Abgeordneter Ist es der Bundesregierung bekannt, daß die 

Dr. Schwörer gegenwärtige Regelung der Schülerunfallver- 
(CDU/CSU) Sicherung den schulischen Bedürfnissen nicht 

voll entspricht, so daß zur Vermeidung von 
Versicherungslücken ergänzende Versicherun- 
gen bei Privatgesellschaften notwendig wer- 
den? 

22. Abgeordneter Wäre die Bundesregierung bereit, die Ver- 

Dr. Schwörer Sicherung der nicht arbeitenden Schüler aus 
(CDU/CSU) der Versicherung nach der RVO wieder her- 

lauszunehmen und sie nach den Bedürfnissen 
»eines umfassenden Versicherungsschutzes in 
einem Sondergesetz zu regeln? 


20. Abgeordneter 

Braun 

(CDU/CSU) 



18. Abgeordneter 
Josten 
(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 
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23. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat es die Bundesregie- 
Ziegler Tung unterlassen, den Sozialbericht 1973 mit 

(CDU/CSU) einer tabellarischen Übersicht über Maßnah- 

men und Vorhaben auf dem Gebiet der Sozial- 
und Gesellschaftspolitik zu versehen, wde sie 
jeweils in den Sozialberichten der vorange- 
gangenen Jahre enthalten war, und ist die 
Bundesregierung bereit, diesen Mangel in 
Zukunft wieder zu beheben? 


24. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in einer 

Dr. Ritz zunehmenden Zahl von Fällen durch die Stu- 

(CDU/CSU) dienplatz-Wartezeit (numerus clausus) das 

Studium nicht bis zum 25. Lebensjahr beendet 
werden kann und dadurch in vielen Fällen der 
Kinderzuschuß zur Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung frühzeitig entfällt? 


25. Abgeordneter 
Dr. Ritz 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die Studienplatz-Wartezeit ebenso wie die 
Erfüllung der gesetzlichen Wehr- und Ersatz- 
dienstzeit (§ 39 Abs. 3 AVG) den Zeitraum für 
die Gewährung des Kinderzuschusses über das 
25. Lebensjahr hinaus verlängern sollte? 


26. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Meldungen bestäti- 
Freiherr g&a, wonach in der „DDR“ ausgestellte 

von Fircks Schwerbeschädigtenausweise oder sonstige 

(CDU/CSU) Ausweispapiere von Bewohnern der „DDR“, 

die sich besuchsweise im Bundesgebiet auf- 
halten, nicht in allen Fällen zur kostenfreien 
Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel inner- 
halb der Bundesrepublik Deutschland berechti- 
gen, und welche Möglichkeiten sieht die Bun- 
desregierung um sicherzustellen, daß die Be- 
lange der behinderten und älteren Besucher 
aus der „DDR“ gegebenenfalls besser und ein- 
heitlicher berücksichtigt werden? 


27. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Einfüh- 
Lenzer rung einer Schlechtwettergeldregelung für den 

(CDU/CSU) in hohem Maße von der Bautätigkeit abhängi- 

gen Güternahverkehr? 


28. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß zwischen 
Antrag und Auszahlung von Arbeitslosen- und 
Kurzarbeitsgeld oft mehr als sechs Wochen 
vergehen, und was gedenkt die Bundesregie- 
rung gegebenenfalls dagegen zu tun? 


29. Abgeordneter Welche Maßnahmen trifft die Bundesregierung 
Ey zur Verhütung von Gesundheitsschäden an 

(CDU/CSU) den Arbeitsplätzen bei der Herstellung und 

Verarbeitung von PVC-Material? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


30. Abgeordneter 
Dr. Wörner 
(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 

Mahne 


(SPD) 


32. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Dr. Schneider 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, zur Auslastung 
der Planungskapazität der Architektuiibüros in 
der gegenwärtigen schwierigen Situation ver- 
stärkt Planungsaufträge zu erteilen und Bau- 
wettbewerbe durchzuführen? 

Sieht die Bundesregierung es nach § 20 der 
Neubaumietenverordnung vom 14. Dezember 
1970 als berechtigt und angemessen an, daß 
zahlreiche Vermieter wegen der Ölkrise die 
Heizkostenpauschale der Mieter für die ge- 
samte Heizperiode 1973/1974 auf der Grund- 
lage des derzeitigen Ölpreises neu festgesetzt 
und sich dadurch Erhöhungen von teilweise 
300^/ü bis 400®/o ergeben haben, und wenn 
nicht, was gedenkt die Bundesregierung zu 
unternehmen, um die dargestellten Mißbräu- 
che zu unterbinden? 

Hält die Bundesregierung die Sicherheitsbe- 
stimmungen • — insbesondere den Schutz gegen 
Vergiftung im Brandfall bei der Verwenidung 
von Kunststoffen — im gesamten Baubereich 
für ausreichend? 

Inwieweit haben die Länder von dem Ange- 
bot des Bundes Gebrauch gemacht, die Aus- 
wirkungen von Zinssteigerungen im sozialen 
Wohnungsbau durch einen Härteausgleich zu 
mildern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


34, Abgeordneter 

Dr. Hirsch 


(FDP) 


Welche Ergebnisse haben sich aus der Zweiten 
Konferenz der Rheinanliegerstaaten für die 
zukünftige Salzbelastung, die chemische und 
die thermische Verunreinigung des Rheins bis 
zur nächsten Konferenz im öktober 1974 er- 
geben? 


35. Abgeordneter 

Dr. Hirsch 


(FDP) 


Sind konkrete Vereinbarungen hinsichtlich des 
Rheins über die Verminderung der derzeitigen 
Tagesfracht von 30 000 t Salz und der Ver- 
minderung der Verunreinigung durch Queck- 
silber und Cadmium innerhalb eines bestimm- 
ten Zeitraums igetroffen worden? 


36. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Neumeister 
(CDU/CSU) 


Welche kurz-, mittel- und langfristigen Maß- 
nahmen gedenkt die Bundesregierung zu er- 
greifen, um die katastrophale Nachwuchslage 
der Ärzte im öffentlichen Gesundheitsdienst, 
wo im Bundesdurchschnitt nur noch ungefähr 
8Vo der Arzte unter 40 Jahre alt sind, nachhal- 
tig zu verbessern? 
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37. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Neumeister 
(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 

Dr. Geßner 
(SPD) 


39. Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 


40. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 
(SPD) 


41. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 

(SPD) 


42. Abgeordneter 
Dr, Schneider 
(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Immer 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
eine Verbesserung der Personalsituation im 
öffentlichen Gesundheitsdienst auch durch Be- 
soldung'smaßnahmen (Stellenzulage von mo- 
natlich 350 DM und Durchstufung entsprechend 
der Richterbesoldung bis A 16 bzw. B 3) im 
Rahmen des Zwieiten Gesetzes zur Vereinheit- 
lichung und Neuregelung des Besoldungsrechts 
lin Bund und Ländern jetzt herbeigeführt wer- 
den muß? 


Ist die Bundesregierung bereit, dafür die er- 
forderlichen Maßnahmen einzuleiten, daß das 
Tragen von Identitätskarten für Kinder, die 
außer Namen, Geburtsdatum und Anschrift 
auch medizinische Angaben enthalten, die bei 
Unfällen von Bedeutung sind, ebenso zur ge- 
setzlichen Pflicht wird wie in Belgien und 
Dänemark? 


Trifft es zu, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland mit hohen Kosten ein besonderes 
Luftrettungssystem mit Hubschraubern aufge- 
baut wird und teilweise schon realisiert ist, 
obschon seit langem die Bereitschaft in der 
Bundeswehr vorhanden ist, diese Aufgaben 
mit entsprechenden Einheiten komplett wahr- 
zunehmen? 


Wie hoch sind die Kosten einer Einbürgerung 
in die Bundesrepublik Deutschland? 


Ist gewäihrleistet, daß die Richtlinien zur Ein- 
bürgerung von allen Bundesländern gleich- 
mäßig gehandhabt werden, bzw, was unter- 
nimmt die Bundesregierung bei Bekanntwer- 
den unterschiedlicher Handhabung in gleich- 
gelagerten Fällen? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ent- 
scheidung des Bundesgerichtshofs, nach der 
der neuen KPD die Eigenschaft einer politi- 
schen Partei zueükannt wurde, und welche 
Konsequenzen zieht sie aus dieser Entschei- 
dung? 


In welcher Weise hat die Bundesregierung 
darauf hingewirkt, daß der Gebrauch von 
Dienstfahrzeugen (einschließlich Bundeswehr 
und Bundesgrenzschutz) auf ein Mindestmaß 
reduziert wird, und welche Mengen Treibstoff 
bzw. welche Kosten konnten gegebenenfalls 
eingespart werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


44. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, zu verge- 

Braun bende Gutachten und Studien auszuschreiben, 

(CDU/CSU) oder na'ch welchen Richtlinien erfolgt die Ver- 

gabe, da immerhin auf Grund des voriiegenden 
Haushaltsplans für das Jahr 1974 ca. 60 Mil- 
lionen DM für Studien und Gutachten vorge- 
sehen sind? 


45. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


Wann ist das Bundesfinanzministerium bereit, 
den Einkommensteuerpflichtigen ein einfaches 
und verständliches Erklärungsformular anziu- 
bieten, ohne daß sich jährlich die Formulare 
ändern? 


46. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisch 

Gmünd) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Finanzämter die Pauschbesteuerung von Aus- 
gaben der Arbeitgeber für die Zukunfts.siche- 
rung der Arbeitnehmer nur dann zulassen, 
wenn eine Mindestzahl von 20 Arbeitnehmern 
vorhanden ist? 


47. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisch 

Gmünd) 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
diese Pauschbesteuerungsmöglichkeit zur Ar- 
beitserleichterung eingeführt ist und die mit- 
telstänidischen Unternehmer von dieser Ver- 
einfachungsmöglichkeit dadurch ausgeschlos- 
sen werden, daß sie die erforderliche Zahl der 
Arbeitnehmer nicht aufweisen können? 


48. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Wieviel Beraterverträge haben die einzelnen 
Ressorts, nachgeordnete Behörden, die der 
Dienst- und Rechtsaufsicht eines Bundesres- 
sorts unterstehen, abgeschlossen mit weilchem 
jährlichen Aufwand seit 1969? 


49. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine Liste der- / 
jenigen Personen zu yeröffentlichen, die Bera- 
tungsverträge seit 1. Dezember 1969 mit Mini- 
sterien oder nachgeordneten Behörden, die der 
Rechts- und Di enstauf sicht der Bundesregie- 
rung unterstehen, abgeschlossen haben? 


50. Abgeordneter 

Dr. Holtz 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß mit 
dem Auslandsinvestitionsgesetz vielen Spe- 
kulanten ein Instrument verblieben ist, mit 
dessen Hilfe zahlreiche Ab Schreibung Stricks 
vorgenommen und immer neue, lukrative 
Fluchtwege in Steueroasen gefunden werden 
können? 


51. Abgeordneter Welche notwendigen Maßnahmen wird die 
Dr. Holtz Bundesregierung ergreifen, um einen derarti- 

(SPD) gen Mißbrauch mit Steuervorteilen zu ver- 

hindern? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


52. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Wie 'hoch war d'ie jährliche Kohleförderung 
1969 und wie hoch im Jahr 1973? 


53, Abgeordneter Hat die Bundesregierung nicht vorausgesehen, 
Kiechie daß ein Abhängigmachen von ausländischen 

(CDU/CSU) Energiequellen zu politischer Erpressung füh- 

ren kann? 


54. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 
Krockert 


(SPD) 


56. Abgeordneter 
Krockert 


(SPD) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Be- 
lastungen, die sich auf Grund der Zinsverbilli- 
igung für Ost-Kredite für die Bundesrepublik 
Deutschland in den nächsten zehn Jahren er- 
geben? 

Auf welche Weise wird die Aufsicht des Bun- 
deswirtschaftsministeriums über die Vermitt- 
lungsstellen der Mineralölwiirtschaft nach § 12 
Abs. 3 des Energiesicherungsgesetzes wahr- 
genommen, und wie zuverlässig sind die für 
die Aufsichtsführung zur Verfügung stehenden 
Kontrolldaten? 

Wird die Bundesregierung bei der Revision 
des Energieprogramms auch Möglichkeiten ins 
Auge fassen, über die bisherigen Andeutungen 
(Ziffer 78) hinaus staatlichen Einfluß auf die 
Entwicklung des Bedarfs an Energie zu ge- 
währleisten? 


57. Abgeordneter 
Becker 
(Nienberge) 
(SPD) 

58. Abgeordneter 
Becker 
(Nienberge) 
(SPD) 

59. Abgeordneter 

Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß die Erdgaspreise in irgend- 
einer Form an die Preise des schweren Heizöls 
gekoppelt sind? 


Sieht die Bundesregierung eine Notwendig- 
keit, für die Bezieher von Erdgas bei erhöhten 
Kosten eine ähnliche Regelung wie den Heiz- 
ölko'stenzuschuß z« treffen? 


Stimmen Berichte, wonach die Sowjetunion 
ihre Mineralölliefermengen trotz bestehender 
Lieferverträge gegenüber europäischen Ab- 
nehmerländern reduziert hat, und wenn ja, 
gegenüber welchen Ländern und um wieviel 
Prozent im Vergleich zu den geplanten Men- 
gen? 


Stimmen Berichte, wonach die Sowjetunion 
Mineralöl an europäische Abnehmerländer zu 
gegenüber vertraglichen Vereinbarungen er- 
heblich erhöhten Preisen verkauft, und wenn 
ja, an welche Länder, und werden von der 
Sowjetunion auch Partien am freien Markt 
ohne Lieferverträge angeboten? 
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61, Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


62. Abgeordneter 

Höcherl 

(CDU/CSU) 


63. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


64. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 
Immer 
(SPD) 


66. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


67. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Kann im Jahre 1974 mit einer Senkung der 
Prämien für die Kraftfahrzeug'haftpflichtver- 
sicherung gerechnet werden in Anbetracht des- 
sen, daß durch die Auswirkungen der Ge- 
(schwindigkeitsbeschränkungen auf 100 km pro 
Stunde bei Autobahnen und auf 80 km pro 
Stunde bei Bundesstraßen die Unfallziffern 
und somit die Scbadensfälle vermindert wer- 
den, wenn ja, in welcher Höhe würden die 
Kfz- Prämien gesenkt werden? 


Welche Bemühungen hat die Bundesregierung 
unternommen, um eine einheitiiiche Lini'e bei 
Konditionen für Kredite an Staatshandelslän- 
der innerhalb der EG herbeizuführen? 


Trifft es zu, daß die verketzerten millionen- 
schwieren Ölkonzerne die europäischen Regie- 
rungen, darunter auch idie Bundesrepublik 
Deutschland, geraume Zeit vorher auf die 
Möglichkeit von Engpaßsituationen hingewie- 
sen halben? 


Welche Ursachen gab es dafür, daß die Bun- 
desregierung über ilängere Zeit hinweg über 
die tatsächliche Lage in der Energie Versorgung 
nur unzureichend informiert war, und welche 
Folgerungen will die Bundesregierung daraus 
ziehen? 


Inwieweit trifft die in der „Panorama-Sen- 
dung" vom 7. Januar 1974 auf gestellte Be- 
hauptung zu, daß die großen Mineralölgesell- 
schaften ihre Tankstellen zu überhöhten Ben- 
zinabgabepreisen verpflichten, obwohl die Ab- 
gabepreise der Raffinerien eine solche Maß- 
nahme nicht rechtfertigen, und was gedenkt 
die Bundesregierung gegen derartige Maßnah- 
men zu tun? 


Welche Mengen an leichtem bzw. schwerem 
Heizöl wurden lin den Monaten November und 
Dezember nach Beginn der Energieverknap- 
pung durch Kohle oder Koks in den einzelnen 
Wirtschaftszwieigen substituiert, und isind die 
von der Bundesregierung angestrebten Zahlen 
erreicht worden? 


Sind von der Bundesregierung steuerliche Er- 
leichterungen bzw. Zuschüsse für die Umstel- 
lung der Energieversorgung von leichtem bzw. 
sdiwierem Heizöl in kleinen Industrieunter- 
nehmen sowie Gewerbe- und Gartenbaube- 
trieben auf Kohle oder Koks vorgesehen, und 
wie beurteilt die Bundesregierung eine der- 
artige Möglichkeit? 
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68. Abgeordneter Welche Bundesminister, Parlamentarische und 

Niegel beamtete Staatssekretäre sind an den vier 

(CDU/CSU) Fahrverbots-Sonntagen ans welchen Gründen 

mit dem Personenkraftwagen gefahren? 


69. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundes regierung die Erklä- 
rung des Sprechers der Vereinigung deutscher 
Elektrizitätswerke, Herrn Bernd Lichterbeck, 
„Mit Strom zu sparen, wenn man (ihn bislang 
täglich verbraucht hat, sei schlichter Unsinn." 
(Kieler Nachrichten vom 9. Januar 1974) bei 
gleichzeitiger Ankündigung von Strompreiser- 
höhungen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


i 


70. Abgeordneter 

Haase 

(Kellinghusen) 

(SPD) 


Wieviel Verwamungen gegenüber Wehr- 
pflichtigen gemäß § 56 Abs. 1 Satz 1 des 
Gesetzes über Ordnungswiidrigkeiten wegen 
eines Verstoßes gegen § !24 Abs. 6 Nr. 1 des 
Wehrpflichtgesetzes, weil sie die eingetretene 
Änderung ihrer Wohnung nicht innerhalb 
einer Woche dem zuständigen Kreiswehrer- 
satzamt gemeldet haben, sind in den Jahren 
1972 und 1973 bisher von den Wehrersatzbe- 
hörden ausgesprochen worden, und in wieviel 
Fällen wurde ein Verwarnungsgeld in Höhe 
von 10 DM festgesetzt, wie hoch ist der einge- 
gangene Gesamtbetrag, und wie hoch berech- 
nen sich im Einzelfall die entstandenen Ver- 
waltungskosten (Feststellung der Ordnungs- 
widrigkeit, Änderung der Kartei, Erstellung 
des Verwarnungsbescheids, Portokosten für 
Einschreabebrief, Buchung des Geldeingangs, 
Mitteilung der Standortkasse an das jeweilige 
Kreiswehrersatzamt, erneute Karteibearbei- 
tung dort und Abschluß des Vorgangs)? 


71. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 
der gesetzlichen Meldevorschriften sicherzu- 
stellen, daß mit der Um-, An- oder Abmeldung 
bei den Einwohnermeldeämtern dieses gleich- 
zeitig für die Wehrersatzbehörden in einem 
Verwaltungsakt mit geschieht? 


72. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung von 
Dr. Zimmermann Bundesverteidigungsminister Leber, daß die 
(CDU/CSU) Sowjetunion mit ihrer fortgesetzten Aufrü- 

stung den Westen zu kostspieligen Verteidi- 
-gungsanstrengungen zwinge, und würde sie 
seine Forderung, „keinen Pfennig Kapitalhilfe 
an Moskau, solange nicht der letzte notwen- 
dige Pfennig für unsere eigene Sicherheit in- 
vestiert ist", unterstützen? 


73. Abgeordneter Gilt diese Forderung von Bundesverteidi- 
Dr. Zimmermann gungsminister Leber auch für die anderen 
(CDU/CSU) Staaten des Warschauer Pakts? 
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74. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Wie läßt sich die Aussage von Bundesmimster 
Leber, die Sowjietunion solle iso lange „keinen 
Pfennig KapitalMlfe" erhalten, wie isie mit 
ihrer Aufrüstung den Westen zu kostspieligen 
Verteidigungsanstrengungen zwinge, in Ein- 
klang bringen mit der Äußerung von Bundes- 
minister Bahr in einer Eernsehdiskussion, daß 
die massive sowj etische Aufrüstung erst „veri- 
fiziert" werden müsse, und trifft es zu, daß 
die UdSSR ihre Rüstungsaus gaben weit mehr 
verstärkt als die NATO? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 


75. Abgeordneter 
Kater 


(SPD) 


76. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


77. Abgeordneter 

Dr. Schmude 
(SPD) 


78. Abgeordneter 

Dr. Schmude 


(SPD) 


79. Abgeordneter 
Nordlohne 

(CDU/CSU) 


Trifft es, zu, daß die Bundesregierung am 
4. Januar 1974 der EG-Kommission mitgeteilt 
hat, daß sie nicht bereit ist, das bestehende 
Weingesetz zu ändern? 


Wie begründet die Bundesregierung ihre damit 
zum Ausdruck gebrachte Haltung, daß die Be- 
griffe „Sekt", „Prädikatssekt" und „Wein- 
brand" nur für deutsche Produkte gelten sol- 
len? 

Hält es die Bundesregierung mit dem Gleich- 
heitsgrundsatz für vereinbar, daß die Pflege- 
zulage nach § 267 des L asten aus gleichsgesetz es 
als „gleichartige Leistung" in vollem Umfang 
zur Minderung von Pflegegeld nach dem Bun- 
dess ozialhilfegesetz führt, bei der Gewährung 
von Wohnigeld jedoch auf Grund von Erlassen 
der Länder, die mit (der Bundesregierung abge- 
stimmt sind, zur Hälfte als Einkommen ange- 
rechnet wird (§14 Abs. 1 Nr. 29 des 2. Wohn- 
geldgesetzes), während das Pflegegeld für die 
Einkoinmensermittlung völlig außer Betracht 
bleibt (§ 14 Abs. 1 Nr. 18 des 2, Wohngeld- 
gesetzes) ? 

Ist fder Einspareffekt bei (der Gewährung von 
Pflegegeld nach dem Bundessozialihilfegesetz 
von (der Bundesregierung gewollt, der sich bei 
gleiichzeitiger Inanspruchnahme von Pflegegeld 
und Pflegegeldzulage nach § 267 des Lasten- 
ausgleichs gesetzes als Folge der offenen Aus- 
weisung des Erhöhungsbetrags zur Pflegezu- 
lage durch das 25. Anderungsgesetz zum La- 
stenausgleichsgesetz ergibt? 

Identifiziert sich die Bundesregierung mit der 
im KNA-Informationsdienst Nummer 47 vom 
22. November 1973 veröffentlichten und bis 
zum heutigen Tag nicht dementierten Aussage 
von Frau Bundesminister Dr. Focke, wonach 
Krankenhäusern, die ein wie auch immer aus- 
fallendes Reformgesetz über die Abtredibung 
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nicht voll! aus schöpf en, d. h. einer Durchfüh- 
runig von Abtreihungen in ihren Krankenhäu- 
aem nicht zustimmen, nicht mit einer Pinanzie- 
nungahilfe durch die Bundesregierunig rechnen 
können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


80. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


81. Abgeordneter 
Lutz 
(SPD) 


82. Abgeordneter 

Lutz 


(SPD) 


83. Abgeordneter 
Straßmelr 
(CDU/CSU) 


84. Abgeordneter 

Straßmelr 


(CDU/CSU) 


85. Abgeordneter 

Windelen 


(CDU/CSU) 


Welche Ursache hatten die mehrstündigen 
Wartezeiten der Lastzüge wegen schleppender 
Abfertigung durch die „DDR"-Oiigane am 
10. Dezember lOyS an den Grenaubergängen 
Helmstedt und Drewitz, und wie vereinbart 
die Bxxndesregierung diesen Wiederibeginn un- 
verständlichen Verhaltens der „DDR" ange- 
.sichts der eindeutigen Regelungen im Vier- 
Mächte- Abkcwnmen und der ergänzenden Aus- 
führungsvereinbarung zwischen Bonn und Ost- 
Berlin? 


Hat che Bundesregierung einen Überblick über 
die Zahl der Sportbootunfälle im Jahr 1973 auf 
dem Rhein und seinen Niöbenflüssen, und kann 
sie die Befürchtung zerstreuen, daß mit der 
wachsenden Zahl von Motorbootbeaitzern die 
Sicherheit auf den Flüssen und Binnenwasser- 
straßen igefährdet werden könnte? 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu dem 
Verlangen, auch für die Sportbootbesitzer auf 
dem Rhein und seinen Nebenflüssen einen 
Motorbootführerscheinzwang einzuführen, um 
BO die Sicherheit auf den Wasserstraßen zu 
erhöhen? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bunides- 
regierung taus der schwerwiegenden Kritik an 
der Haushaltsführung des Bundesverkehrs - 
ministers zu ziehen, wie sie in den Ziffern 123 
bis 126 der „Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofs" zum Ausdruck gebracht wird? 

Wird der Bundesverkehrsminister auch in Zu- 
kunft aus den Mitteln des Haushaltstitels 
„Aufklärungs- und Erziehungsmaßnahmen zur 
Bekämpfung der Verkehrsunfäne", die von 
6 Millionen DM im Jahr 1973 auf 20 Millio- 
nen DM im Jahr 1974 stark ansteiigen sollen, 
Broschüren in Millionenauflaige finanzieren, 
bei denen der Bundesrechnungshof keinerlei 
Zusammenhang zu Fragen der Verkehrssicher- 
heit erkennen kann? 

Wieviel Zurückweisungen deutscher und aus- 
ländischer Staatsbürger sind durch DDR-Be- 
hörden in den Jahren 1970, 1971, 1972 und 1973 
im Transitverkehr zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und Berlin (West) erfolgt? 
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86. Abgeordneter 
Windeten 


(CDU/CSU) 


87. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


88. Abgeordneter 

Dr, Müller- 

Hermann 

(CDU/CSU) 

89. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Auf welcher Rechtsgrundlage beruhen die 
nach Inkrafttreten des Abkornmens über den 
Transitverkehr erfolgten Zurückweisungen, 
und hält die Bundesregierung sie für ange- 
messen und berechtigt? 


Trifft es zu, daß die Regelung, wonach Ver- 
kehrssünder vom 1. Mai 1974 in der Flensbur- 
ger Verkehrssünderkartei durch ein Punkt- 
system erfaßt werden, rückwirkende Kraft hat, 
und wenn ja, mit welcher Begründung? 

Wann rechnet die Bundesregierung nach dem 
gegenwärtigen Stand ihrer Planung mit idem 
Baubeginn der Bundesautobahn Bremen--- 
Gießen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die derzeit 
gültige Höchstgeschwindigkeit auf Landstra- 
ßen von 80 km/h unverzüglich auf 100 km/h 
hinaufzusetzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


90. Abgeordneter 

Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


91. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


92. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


Wie hoch waren die Aufwendungen des 
Bundesministeriums für Bildung und Wissen- 
schaft bzw. des Bundesministeriums für For- 
schung und Technologie für die Herstellung, 
den Vertrieb und die Auswertung des Bundes- 
forschungsberichts IV, und bei welchen Haus- 
haltstiteln wurden diese Ausgaben berücksich- 
tigt? 

Kann die Bundesregierung angeben, welche 
Investitions- und Betriebskosten entstehen 
werden, wenn ab 1. Januar 1975 die Rundfunk- 
und Fernsehgebühren nicht mehr durch die 
Deutsche Bundespost, sondern durch die Rund- 
funk- und Fernsehanstalten eingezogen wer- 
den, und zu welchem Anteil diese Kosten auf 
die Gebühren durchschlagen werden? 

Was hält die Bundesregierung von Überlegun- 
gen angesichts der Tatsache, daß in fast allen 
Haushalten Rundfunk- und Fernsehempfänger 
vorhanden sind, die Gebühren nicht mehr vom 
Benutzer einzuziehen, sondern aus dem Bun- 
deshaushalt den Anstalten zuzuweisen und 
die finanzielle Deckung über S teuer anhebun- 
gen vorzunehmen, wobei nicht nur eine soziale 
Staffelung der Gebühren, sondern auch eine 
Einsparung der Einziehungskosten von derzeit 
100 Millionen DM zu erreichen wäre? 
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93. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Oetting 
(SPD) 


94. Abgeordneter 
Dr.-Ing. Oetting 
(SPD) 


95, Abgeordneter 
Erhard 

(Bad Schwalbadi) 

(CDU/CSU) 


96. Abgeordneter 
Erhard 

(Bad Schwalbadi) 
(CDU/CSU) 


97. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


98. Abgeordneter 
Dr. Gölter 
(CDU/CSU) 


99. Abgeordneter 
Dr. Gölter 
(CDU/CSU) 


Warum ist die Bundesregierung nicht gewillt, 
auf die Deutsche Bundespost dergestalt einzu- 
wirken, daß diese technische Vorschriften für 
Nebenstellenanlagen der Deutschen Bundes- 
post erläßt, diie verlangen, daß durch techni- 
sche Veränderungen der Mithöreinrichtungen 
in Nebenstellenanlagen, z. B. mittels eines 
akustischen Siignals, dem Telefonierenden das 
Mithören eines Dritten angezeigt wird? 

Ist die Bunde sregierung mit miir der Meinung, 
(daß die Möglichkeit des heimlichen Mithörens 
von Mitarbeitertelefongesprächen, die viele 
Inhaber von Nebenstellenanlagen der Deut- 
schen Bundespost haben, möglichst breit publi- 
ziert werden muß, damit sich die Menschen 
hüten, über ihr Diensttelefon allzu vertrauliche 
Mitteilungen zu machen? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bundesministers Dr. Ehmke, daß Briefkästen 
als „funktionelle Kunstwerke" m der Gestalt 
eines nackten Frauengesäßes hergestellt und 
öffentlich angebracht werden sollen — wie 
dies in der Hamburger Morgenpost und im 
Spiegel mitge teilt und bildlich dargestellt wor- 
den ist? 

Welchen Preis hat das Bundespostministerium 
dem Schöpfer des „funktionellen Kunstwerks" 
„Briefkasten", Ingo Baron-Schw;arz, für diese 
Schöpfung bezahlt, und wieviel dieser Kunst- 
werke sind von der Deutschen Bundespost an- 
geschafft worden? 


Hält es die Bundesregierung nicht für nütz- 
licher, die Postgebühren in Grenzen zu halten, 
(anstatt „Schussel" -Kalender zu produzieren 
und unaufgefordert zu versenden? 

Trifft die Meldung der Saarbrücker Zeitung 
vom 21. Dezember 1973 zu, daß die Oberpost- 
direktion Neustadt a. d. Weinstraße aufgelöst 
werden soll? 

Falls die Bundesregierung die Auflösung der 
Oberpostdirektion Neustadt a. d. Weinstraße 
beabsichtigt, wann soll diese Maßnahme durch- 
geführt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


100. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 
(CDU/CSU) 


Hält es (die Bundesregierung für vertretbar, 
daß eine Einkommenserhöhung der Eltern auf 
den Ausbildungsförderungsbetrag für die Kin- 
der iin einem Maße angerechnet wird, daß 
parktisch diese Erhöhung — namentlich bei 
mehreren in der Ausbildung stehenden Kin- 
'dem — ganz oder zum größten Teil wieder 
aufgezehrt wird? 
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101. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 
Pfeifer den längst fälligen Bericht gemäß § 35 des 

(CDU/CSU) Bundesausbildungsförderungsigesetzes erst im 

Dezember 1973 verabschiedet? 


102. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 
(CDU/CSU) 


Welchen Terminvorschlag für das Inkrafttreten 
der Erhöhung der Bedarfssätze und der Frei- 
beträge beabsichtigt die Bundesregierung auf 
Grund des Berichts nach § 35 des Bundesaus- 
bildungsförderungsgesetzes dem Bundestag zu 
machen? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


103. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Welche Beträge hat die Bundesregierung in 
welchem Haushaltsjahr für die einzelnen Auf- 
träge ausgegeben, die sie im Zusammenhang 
mit der vom Presse- und Informationsamt in 
verschiedenen Zeitungen zum Jahreswechsel 
veröffentlichten persönlichen Anzieige des 
Bundeskanzlers erteilt hat? 


104. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Informationen sollten mit 
dieser Anzeige dem Bürger vermittelt werden, 
und inwieweit ist nach Auffassung der Bun- 
desregierung diese Information tatsächlich er- 
reicht worden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


105. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


106. Abgeordneter 
Röhner 
(CDU/CSU) 


107. Abgeordneter 
Röhner 


(CDU/CSU) 


Billigt die Bundesregierung die Praxis der 
Regierung der UdSSR und anderer Ostblock- 
staaten — insbesondere Polens — , daß Um- 
siedler ihre Ersparnisse und ihre persönliche 
Habe zum größten Teil zurücklassen und auf 
alle Vermögens- und Alterssicherungsansprü- 
che verzichten müssen, und was gedenkt sie 
dagegen zu tun? 

Hat die Bundesregierung im Ergebnis in ihren 
Verhandlungen mit dem Außenminister der 
Volksrepublik Polen am 6. und 7. Dezember 
1973 auch sichergestellt, daß die zu erwarten- 
den neuen 50 000 Umsiedler aus Polen ihre 
Vermögenswerte bei der Umsiedlung ungehin- 
dert und ohne Beschränkung in die Bundes- 
republik Deutschland transferieren können? 

Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
daß 'die Umsiedler ihre Arbeitnehmererspar- 
nisse nicht voll in die Bundesrepublik Deutsch- 
land transferieren dürfen, obwohl die Bundes- 
regierung der Volksrepublik Polen erhebliche 
sogenannte Wirtschaftshilfe zugesagt hat? 
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108. Abgeordneter 
Biehle 


(CDU/CSU) 


109. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


110. Abgeordneter 

Schedl 

(CDU/CSU) 


111. Abgeordnete 

Frau 

Schuchardt 

(FDP) 


112. Abgeordnete 

Frau 

Schuchardt 

(FDP) 


113. Abgeordneter 
Hölscher 


(FDP) 


114. Abgeordneter 
Hölscher 


(FDP) 


115. Abgeordneter 
Christ 


(FDP) 


In welcher Form wird sich die Bundesregie- 
rung gegen den Vorwurf verteidigen, daß das 
Verhanidlungsergebnis vom 6./7. Dezember 
1973 mit dem Außenminister der Volksrepu- 
blik Polen Menschenhandel (gewesen sei? 

Wie definiert die Bundesregierung das Ver- 
handlungsergebnis des polnischen und deut- 
schen Außenministers als Wiedergutmachung, 
als Entwicklungshilfe oder als Reparationen? 


Da die Bundesregierung nach Aussagen des 
Parlamentarischen Staatssekretärs Dr, Apel bei 
einem Verhältnis von Zahlungsbereitschaft der 
Bundesrepublik Deutschland und Forderung 
Großbritanniens von 1 zu 6 keine Verhand- 
lungsgrundlage mehr sah, warum hat sie bei 
der absolut und verhältnismäßig weit höheren 
Kreditforderung Polens dennoch weiter ver- 
handelt? 

Trifft es zu, daß mindestens 40 chilenische 
Flüchtlinge sich z. Z. in der deutschen Botschaft 
befinden, denen die Ausreisegenehmigung 
verweigert wird, u. a. deshalb, weil men durch 
die Geiselnahme von Familienangehörigen 
bereits diese in Sicherheit befindlichen Flücht- 
linge zwecks ihrer Festnahme aus der Bot- 
schaft locken will, und was gedenkt die Bun- 
desregierung, in diesen Fällen zum Schutz der 
Asylsuchenden zu unternehmen? 

Trifft es zu, daß die Ausreisegenehmigungen 
zum Teil nur für 48 Stunden gelten und die 
Ausreise in dieser kurzen Zeit erfolgen muß, 
ansonsten die Genehmigung verfällt und neu 
beantragt werden muß, und wenn ja, wie wird 
©ine termingerechte Ausreise für diese Fälle 
sichergestellt? 

Trifft es zu, daß die Angebote von Condor für 
Charterflüge zur Ausreise von Asylsuchenden 
aus Chile von der Bundesregierung nicht an- 
genommen wurden, weil der Ausreisetermin 
auf den 31. Januar 1974 neu festgelegt worden 
war, und hält die Bundesregierung eine damit 
verbundene Verschiebung der Ausreise nicht 
für ein unnötiges Risiko für die Betroffenen? 


Wäre die Bundesregierung bereit, Charter- 
flüge für die Überführung bereitzustellen bzw. 
die Charterfiüge von Hilfsorganisationen u. a. 
für die Überführung der Asylsuchenden zu 
unterstützen? 

Sind die Angaben der Arbeitsgemeinschaft 
Chile von Amnesty International zutreffend, 
nach denen 300 Flüchtlinge ab 8. Januar 1974 
in Santiago mit Ausreisegenehmigungen be- 
reitstehen und in den nächsten drei Wochen 
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116. Abgeordneter 
Dr. Sperling 
(SPD) 


117. Abgeordneter 

Dr. Sperling 
(SPD) 


118. Abgeordnete 
Frau 

Däubler-Gmelin 

(SPD) 


119. Abgeordnete 
Frau 

Däubler-Gmelin 

(SPD) 


120. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 

121. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


wieder jeweils 300 Personen pro Woche ab- 
flugbereit sein werden, und wenn nein, wie 
viele sind es tatsächlich und wie wird die Aus- 
reise in die Bundesrepublik Deutschland 
sichergestellt? 

Trifft es zu, daß verfolgte Chilenen, die nach 
dem 11. Dezember 1973 — dem Termin der 
Schließung der Botschaft für Asylsuchende — 
noch versuchten, in der deutschen Botschaft in 
Santiago Zuflucht zu finden, beschattet wurden 
und daß die Tür der Botschaft noch Einschüsse 
der Verfolger aufweist, und wenn ja, was hat 
die Bundesregierung für diese Asylsuchenden 
getan? 

Wird die Bundesregierung ihren Einfluß dahin 
gehend geltend machen, daß auch die auf 
25 000 bis 30 000 geschätzten poilitischen Häft- 
linge in Gefangenenlagern, die unter akuter 
Lebensgefahr stehen — durch Folterungen, 
Erschießungen, Militärprozesse, außerordent- 
liche klimatische und andere Bedingungen • — , 
freigelassen werden sowie die Verfolgung 
Andersdenkender eingestellt wird, und ist die 
Bundesregierung bereit, ihre Wirtschaftshilfe 
oder auch die Verlängerung der Rückzahlungs- 
verpflichtungen Chiles davon abhängig zu 
machen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es in Anbetracht der knappen Studienplätze 
in der Bundesrepublik Deutschland nicht an- 
geht, ausländische Studenten vor Abschluß 
ihrer Ausbildung durch Paßentzug am Weiter- 
studieren zu hindern, weil diese Studenten bei 
der Regierung ihres Heimatlands in Mißkredit 
geraten sind? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß eine deutsche Ausländerbehörde 
sich als Folge eines Schreibens der südvietna- 
mesischen Botschaft in Bonn an das Auswär- 
tige Amt, das offenbar mit der Bitte um Stel- 
lungnahme weitergeleitet worden ist, zur Ein- 
leitung ausländerrechtlicher Maßnahmen ge- 
gen in der Bundesrepublik Deutschland stu- 
dierende südvietnamesische Studenten veran- 
laßt sah? 

Welche westlichen Sender werden im Bereich 
der Warschauer-Pakt- Staaten gestört? 


Treffen Feststellungen zu, wonach durch die 
intensive Tätigkeit von Störsendern es der 
Bevölkerung in der Tschechoslowakei nicht 
möglich war, die Erklärungen des Bundeä- 
kanzLers während und nach seinem offiziellen 
Besuch in der Tschechoslowakei über deutsche 
Sender zu empfangen? 
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122. Abgeordneter 
Reddemann 


(CDU/CSU) 


123. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


124. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Wieviiel Störsender im Bereich der Warschau- 
er-Pakt-Staaten werden für die Störungen 
politischer Sendungen und Nachrichtensendun- 
gen nach den Erkenntnissen der Bundesregie- 
gierung eingesetzt? 


Ist seit Ausbruch des letzten israelisch/arabi- 
schen Krieges seitens ,der Bundesrepublik 
Deutschland irgendwelches Rüstungs- oder 
sonstiges für militärische Zwecke brauchbares 
Material geliefert worden, und wenn ja, in 
welche Länder, und um welches Material han- 
delt es sich dabei? 


Waren für die Lieferungen dieses Materials 
Genehmigungen irgendwelcher Ministerien 
oder Behörden der Bundesrepublik Deutsch- 
land erforderlich, und wenn ja, wie erklärt 
sich dies mit der proklaaiiierten Neutralität 
der Bundesrepublik Deutschland in den israe- 
lisch/arabischen Auseinandersetzungen und 
dem Grundsatz, keinerlei Rüstungsmaterial in 
militärische Krisengebiete zu senden? 


125. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Wie viele Aussiedler aus dem Bereich der 
Volksrepublik Polen konnten 1973 in Auswir- 
kung der „Information" zum Warschauer Ver- 
trag in der Bundesrepublik Deutschland regi- 
striert werden, wie verhält sich die Zahl von 
1973 zu den Zahlen der Jahre 1972 und 1971 
und wie viele Aussiedler kamen 1973 auf 
Grund einer Familienzusammenführung und 
wie viele unter Berufung auf „unbestreitbar 
d euts che V c^lkszugeh ö r i gke it " ? 


126. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Sind zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechoslowakei verbindliche Ab- 
sprachen darüber getroffen worden, wie groß 
die Zahl der Deutschen ist, die von der Mög- 
lichkeit der Aussiedlung Gebrauch machen 
können, und ob alle diese Deutschen in einem 
Jahr oder in welchem Zeitraum die Erlaubnis 
zur Aussiedlung erhalten werden? 




127. Abgeordneter 
Werner 


(CDU/CSU) 


Welchen Umfang und welche konkrete Einord- 
nung in internationale Hilfsmaßnahmen hat 
die von der Dundesregierung bisher für Äthi- 
opien omd die sogenannten Sahel-Länder bis- 
her geleistete bilaterale und multilaterale 
Hilfe? 


128. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Angriffe, die 
von offiziellen Vertretern der DDR, der 
UdSSR, der CSSR und Polens sowie über die 
Rundfunksender dieser Staaten in offiziellem 
Auftrag gegen das Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 31. Juli 1973 gerichtet wer- 
den, für eklatante Einmischungen in die inne- 
ren Angelegenheiten unseres Staats, und auf 
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129. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


130. Abgeordneter 
Dr. Schwencke 
(SPD) 


131. Abgeordneter 

Conradi 

(SPD) 


welche Weise beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, den Angriffen wirksam zu begegnen, 
denen dieses Verfassungsgeriditsurteil in Ost- 
europa ausgesetzt ist? 


Schließt nicht die verfassungsmäßdige Pflicht 
der Dundesregierung, den Wiedervereini- 
gungsanspruch nach außen beharrlich zu ver- 
treten (Leitsatz Nummer 4 des Urteils des 
BVG vom 31. Juli 1973), die Verpflichtung ein, 
Behauptungen von seiten des Vertragspartners 
beharrlich und entschieden entgegenzutreten, 
nach denen es kein besonderes innerdeutsches 
Verhältnis zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR gebe, welches 'den 
Wiedervereinigungsanspruch mit offeidiält? 

In welcher Höhe unterstützte und unterstützt 
1974 die Bundesregierung die Arbeit des 
Council for Cultural Co-Operation des Europa- 
rats, und sieht die Bundesregierung eine Mög- 
lichkeit, dieses Institut weiter zu entwickeln, 
um die Gesamt-Westeuropäischen Fragen der 
Erziehung und Kultur außerhalb der Europäi- 
schen Gemeinschaften zu realisieren? 


Sind die Genehmigungen (des Bundessicher- 
heitsrats vom 10. September 1973 für den Ex- 
port von 130 000 Schnellfeuergew ehren und 
3000 Maschinengewehren nach Griechenland 
in der Zwischenzeit zurück genommen worden? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


2. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 
Dr. Jaeger 
(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Dr. Jaeger 
(CDU/CSU) 

5. Abgeordneter 
Dr. Slotta 
(SPD) 


6. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


7. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


Wie ist die Äußerung von Bundesminister 
Biähr über das „illegale Verlassen der ,DDR' 
auf den Transitwegen" und den darin erblick- 
ten „klassischen MißbrauchsfaH" mit dem im 
Grundgesetz verankerten Menschenrecht auf 
Freizügigkeit zu vereinbaren? 


Ist diese Äußerung von Bundesminister Bahr 
eine Unterst ützung der These des SED-Zen- 
tralkomitees, dessen Sekretär vom „Mißbrauch 
der Transitwege für Zwecke des Menschen- 
handels und des Menschenraubes" gesprochen 
hat? 

Treffen Meldungen zu, nach denen Bundes- 
minister Biahr vom „illegalen Verlassen der 
,DDR' auf den Transitwegen" gesprochen und 
darin einen „klassischen Mißbrauchsfall" ge- 
sehen hat? 


Welche legalen Möglichkeiten zum Verlassen 
der „DDR" gibt es nach Ansicht des Bundes- 
ministers Bahr? 

Wird die Bundesregierung idie Aktion „Infor- 
mationsbusse der Arbeitsgemeinschaft der 
Verbraucher" wegen ihrer großen, überaus 
poisitiven Resonanz in der Öffentlichkeit auch 
über iden 15. Dezember 1973 hinaus weiter 
finanzieren, auch deswegen, weil die Busse 
zahlreiche Orte erreichen, in denen keine Ver- 
braucherberatungsstellen vorhanden sind, und 
wird die Bundesregierung die — mir in einem 
Brief vom 10. Dezember 1973 mitgeteilte — 
Anregung des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit aufgreifen, die Aktion 
auf weitere Schwerpunktthemen, z. B. „Ge- 
sunde Ernährung", „Vei^braucherschutz im 
Lebensmittelrecht " auszudehnen ? 


Aus welchen Haushaltstiteln hat die Bundes- 
regierung die in deutschen Tageszeitungen 
zum Jahreswechsel erschienene ganzseitige 
Anzeige finanziert, und wie hoch waren die 
Kosten dieser Anzeige? 

Welchen Betrag hat die Bundesregierung im 
Jahr 1973 für Zeitungsanzeigen in deutschen 
Tageszeitungen, Illustrierten und Wochenzeit- 
schriften aus Dundesmitteln aus ge geben? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


8. Abgeordneter Wie ist die Ansicht des Parlaimentari sehen 
Dr. Dollinger Staatssekretärs Dr. Apel „Wir sind nicht die 
(CDU/CSU) Zahlmeister der Gemeinschaft'' (angesichts der 

Milli aiiden-Kredite an iden Ostblock zu ver- 
stehen? 


9. Abgeordneter Wenn die Bundesrepublik Deutschland jährlich 
Dr. Dollinger 204 Millionen DM für die unterentwickelten 
(CDU/CSU) Gebiete der Europäischen Gemeinschaft zahlen 

will und dafür nach Angaben des Parlamen- 
tarischen Staatssekretäns Dr, Apel 900 000 Ar- 
beitnehmer eine Woche arbeiten müssen, wie 
lange müssen dann wie viele Arbeitnehmfer für 
die bislang von der Bundeisregierung zuge- 
sagten Ostkredite arbeiten? 


Trifft es zu, daß den deutschen Auslandsver- 
tretungen über idas Auswärtige Amt regel- 
mäßig die Wochenzeitung „Vorwärts“ zuge- 
leitet wird, und wird auch der „Bayernkurder" 
im gleichen Verfahren vom Auswärtigen Amt 
den deutschen Auslanldisvertretungen zur Ver- 
fügung gestellt? 


tl, Abgeordneter Welche deutschen Zeitungen und Zeitschriften 
Dr. Riedl werden zu wiölchen Kosten regelmäßig durch 

(München) VermitthKug des Auswärtigen Amts (den deut- 

(CDU/CSU) sehen Auslandsvertretungen übersandt? 


12. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß 
Spranger große Teile der Kredite an Ostblockstaaten 

(CDU/CSU) dazu benutzt werden, um die arabischen Staa- 

ten militärisch laufzurüsten? 


13. Abgeordneter Hält es die Bunidesregierung nicht für idiiskrimi- 
Röhner nierend, wenn deutsche Staatsbürger daran 

(CDU/CSU) gehindert werden, Grundstücke etwa auf der 

Insel Romö oder in der Schweiz zu erwerben, 
obwohl alle europäischen Riegierungen west- 
licher Prägung ständig von der europäi schien 
Einigung und Einheit sprechen? 


14. Abgeordneter Welche Schritte hat die Bundesregierung zur 
Pfeffermann Familienzusammenführung des Ehepaars Bro- 

(CDIJ/CSU) nislava Kaminski, Darmstadt, Flüchtlingswohn- 

heim Brüder ^Knauß-Straßie 78/ Jan Kaminski, 
Zabrze (Polen) unternommen, und ob und 
wann Ist mit einem Erfolg (dieser Aktion zu 
rechnen? 


10. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


15. Abgeordneter 

Dr. Schmude 


(SPD) 


Läßt sich inzwischen abseh en, wann die Dun- 
desregierung dem Innenausschuß des Deut- 
schen Bundestags den Bericht über die Navel- 
literungswünsche der zuständigen Verbände zu 
den einzelnen Kriegsfolgegesetzen, über die 
ffinanziellen Auswirkungen ihrer Verwirk- 
lichung und über die Konzeption der Bundes- 
regierung zur Novellierung oder Schlußgesetz- 
gebung vorlegen wird? 


16. Abgeordneter 

Dr. Müller- 

Emmert 

(SPD) 


Unter welchen Voraussetzungen fördert die 
Bundesregierung Vorhaben im Bereich des 
Breitensports, und welche Maßnahmen wurden 
bisher mit Bundesmitteln ibezuschußt? 


17. Abgeordneter 

Dr. Müller- 

Emmert 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Hal- 
tung des Vorsitzenden des Lande-sisportbunds 
Nordrlhein- Westfalen, Willi Weyer, Innen- 
minister von Nordrhe^in-Westfalen, der sich 
bei der letzten Haup tausschuß Sitzung des 
Deutschen Sportbunds gegen eine Förderung 
des Breitensports durch den Bund auisgesp ro- 
chen hat? 


18. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die „Be- 
S Chef f 1er merkungen des Bunde srechnungshofis zur Bun- 

(SPD) deshanshaltsrechnung für das Haushaltsjahr 

1971" im Bereich Sportförderung des Bundes- 
inn enimnisteriums ? 


19. Abgeordneter 

Scheffler 


(SPD) 


Wie will die Bundesregierung sicher stellen, 
daß die Sportförderungsmittel von den Sport- 
organisationen in Zukunft ordnungsgemäß 
verwendet und nachgewiesen werden, nach- 
dem der Bundesrechnungshof bereits 1972 bei 
der Verwendung der Sportförderungsmittel im 
Zeitraum von 1967 bis 1971 erhebliche Bean- 
standungen geltend gemacht hat? 


20. Abgeordneter Wann kann mit dem Durchführungserlaß zum 
Dr, Evers Abfallbeseitigungsgesetz gerechnet werden? 

(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Wann beabsichtigt die Bundesregierung, dem 
Bundestag Vorschläge zu unterbreiten, die 
eine Änderung der Bestimmungen über die 
Anrechnung von Zahlungen aus der Renten- 
versicherung auf Kriegsschadenrente nach dem 
Lastenausgleichsgesetz gern. § 267 Abs. 2 und 
§ 270 Abs. 3 LAG in Anpassung an die gestie- 
genen Lebenshaltungskosten versehen? 
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22. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung dem 
DRK Steuermittel in Höhe von 1 Million DM 
zum Ankauf von Fertiigbauteilen für den Woh- 
nungsbau in Nordvietnam zur Verfügung stell- 
te und damit Nordvietnam finanziell und 
moralisch zugunsten der Kriegsführung in Süd- 
vietnam und Kamibodscha — trotz Waffenstill- 
stand — zu entlasten? 


23. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß der DKP- 
Voraitzende Herbert Mies in einem Interview 
mit dem polniisdien Nachrichtenmagazin „Per- 
spektywy"' erklärt habe, seiner Partei sei der 
Einbruch in die westdeutschen Gewerks diaften 
und der Solid ariisierungsprozeß mit weiten 
Teilen der SPD gelungen, denn „nahezu 85Vo 
der DKP-MitgMeder gehören den Gewerk- 
schaften an'\ und wie kann im Hinblick auf 
Artikel 9 des Grundgesetzes bei Zutreffen 
dieser Behauptung verhindert werden, daß die 
frieiheitliche demokratische Struktur der Ge- 
werkschaften in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ernstlich gefährdet wird? 


24. Abgeordneter 
Geister 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Un- 
terkünfte der Bundesgrenzschutzeinheit auf 
dem Frankfurter Flughafen lärmungeschützt 
unmittelbar nelben der Start- und Landebahn 
liegen und daß die Beamten während ihres 
Sieben-Tage-Einsatzes bei ohnehin nur sechs 
Ruhestunden täglich kaum Schlaf finden kön- 
nen, und hält sie diese Unterbringung mit der 
dem Dienstherrn obliegenden Fürsorgepflicht 
für vereinbar? 


25. Abgeordneter 
Geister 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung in Zusammen- 
arbeit mit der hessischen Landesregierung bis- 
her unternommen, und wais wird sie unter- 
nehmen, um den geschilderten Zustand, der 
sich auch negativ auf die Dienstfähigkeit der 
Beamten lauswirken kann, zu beenden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


26. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, trotz eines 
eventuellen ispäteren Eigenbedarfs (vergleiche 
Seite 63 des Stenographischen Berichts über 
die Fragestunde der 5. Sitzung am 19. Dezem- 
ber 1972), unter Anwendung des iGrundstücks- 
verbilligungsgesetzes vom 16. Juli 1971 Teile 
des Übungsigeländes zwischen Ingolstädter und 
Schleißheimer Straße in München zum Zwecke 
der Errichtung .eines zur Versorgung der 
Wohnsiedlung Hasenbergl dringend erforder- 
lichen Einkaufszentrums abzugeben? 
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27. Abgeordneter 
Krockert 
(SPD) 


28. Abgeordneter 

Wohlrabe 

(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 

Röhner 

(CDU/CSU) 


Prüft die Bundesregierung im Zusammenhang 
mit der öl Verknappung auch die Möglichkeit, 
durch befristete steuerliche Ausnahmerege- 
lungen — etwa im Bereich ider Umsatzsteuer 
oder der Mineralölsteuer — die Kontrolle der 
Preisentwicklung für Ölprodukte auf ihre tat- 
sächliche Kostenbedingtheit hin wirksamer zu 
gestalten? 

Welche Mittel sind für Berlin und für welche 
Vorhaben — auch für Institutionen, die tdurch 
den Bund unterhalten werden — in den ver- 
sdiiedenen Einzelplänen des Haushalts 1974 
eingestellt? 

Ist es Absicht der Bundesregierung, Steuerer- 
leichterungen erst dann zu gewähren, wenn 
der nächste Wahltermin für den Bundestag vor 
ider Tür isteht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


30. Abgeordneter 

Dr. Warnke 

(CDU/CSU) 

31. Abgeordneter 

Dr. Warnke 
(CDU/CSU) 

32. Abgeordneter 

Hansen 

(SPD) 

33. Abgeordneter 

Dr. Slotta 

(SPD) 


34. Abgeordneter 
Seibert 
(SPD) 


Trifft es zu, daß der Unternehmergewinn im 
Einzelhandel für 1973 durchschnittlich l,4Vo 
betragen wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Unterneh- 
mier gegen ungerechtfertigte Angriffe der soge- 
nannten Profitgier in Schutz zu nehmen? 

Wird die Bundesregierung zukünftig alle mit 
Flüsisiggas betriebenen Pkws von Fahrverbo- 
ten und -eins ehr änkun gen auisnehmen? 

Gedenkt die Bundesregierung, eine der ge- 
planten Forschungseinrichtungen im energie- 
wiirtschaftlichen Bereich — Kohlevergasung, 
Kohledruckvergasung (Kraftwerk), kontinuier- 
liche Kokserzeugung mit Gas- und Ölgewin- 
nung, Kohlehydrieranlage oder Kohleextrak- 
tion sverfalhren — im Saarland oder in Zu- 
sammenarbeit mit Frankreich im Saar-Lor-Lux- 
Raum zu errichten, zumal bereits 1969 eine 
kohlen- 'und kokstechnische Forschungsstätte 
in Velsen (Saarland) in Auftrag gegeben war 
und durch die Zusammenarbeit mit der wirt- 
schaftswissenschaftlichen Fakultät der Univer- 
sität des Saarlandes, die einen ausgezeichne- 
ten Ruf hat, besonders gute Voraussetzungen 
gegeben sind? 

Unterstützt die Bundesregierung die Forde- 
rung nach Aufnahme des früheren Landkreises 
Miltenberg lin das Förderungsprogramm zur 
Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur, zumal bereits einige Gemeinden aus 
dem ehemaligen Landkreis Marktheidenfeld, 
die jetzt zum Kreis Miltenberg gehören, aus 
der Gemeinschaftsaufgabe gefördert werden? 
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35. Abgeordneter Durch welche regionalen und sektoralen Maß- 

Seibert nahmen gedenkt die Bundesregierung, für eine 

(SPD) ausgeglichenere und krisenfestere Wirt- 

schaftss/truktur am bayerischen Untermain 
(Stadt Aschaffenburg, Landkreise Aschaffen- 
burg und Miltenberg) zu sorgen, nachdem sich 
die besondere KonjunkturanfälMgkeit der 
strukturbestimmenden Wirtschaftszweige in 
diesem Raum gerade in jüngster Zeit wieder 
deutlich gezeigt hat? 

36. Abgeordneter Wieviel Mineralöl hat Deutschland im Krieg 

Dr. Häfele jährlich, zum Beispiel 1943, verbraucht, und 

(CDU/CSU) wieviel braucht die Bundesrepublik Deutsch- 

land heute? 

37. Abgeordneter Aus welchen Quellen stammte das im Krieg 

Dr. Häfele verbrauchte Mineralöl? 

(CDU/CSU) 

38. Abgeordneter Weiches sind die inzwischen vorliegenden Er- 

Kater gebni&se und daraus zu ziehenden Schlußfolge- 

(SPD) rungen aus der seitens der Bundesregierung 

veranlaßten Durchleuchtung der bisherigen 
Preispolitik der Minemlölgesellschaften? 

Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen, 
wonach — zumiindest in der ersten Phase der 
bei Mineralöl eingetretenen Versorgungs- 
schwierigkeiten in den letzten Wochen — • die 
Mineralölunternehmen eine „praisorientierte 
Angebotssitrategie" angewandt haben? 

Angesichts verschiedener Äußerungen mehre- 
rer Mdtglieder der Bundesregierung, daß durch 
die kurzfristige Vergabe von Aufträgen der 
öffentlichen Hand in besonders gefährdeten 
Gebieten Arbeitsplätze gesichert werden kön- 
nen, bitte ich die Bundesregierung um Aus- 
kunft, welche Projekte der Bundesregierung 
für die Kreise Bad Kreuznach und Birkenfeld 
„schubladenreif" vorLiegen und somit kurz- 
fristig in Angriff genommen werden können? 

Hält die Bundesregierung die Kreditpolitik mit 
Jugoslawien und Polen für vereinbar mit den 
außenhandelspolitischen Zielen der EWG, und 
in welche Kategorie der Außenhandels- und 
Kooperationsverträge würde sie die Kredit- 
verträge Einordnen? 

42. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dem Europäi- 

Dr. Jahn sehen Regionalfonds Mittel in der gleichen 

(Braunschweig) Höhe zur Verfügung zu stellen, wie sie in 
(CDU/CSU) Krediten an Jugoslawien und Polen gegeben 

wurden? 


41. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Pieroth 

(CDU/CSU) 
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43. Abgeordneter 

Katzer 


(CDU/CSU) 


Welche Gründe sprechen in der gegenwärtigen 
energiepolitischen Situation für und gegen die 
Einführung der Sommerzeit, und beabsichtigt 
die Bundesregierung eine derartige Maß- 
nahme? 


44. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Kann damit gerechnet werden, daß zur Ein- 
dämmung der wegen fehlender Anschfußauf- 
träge im März/Aprfl 1974 zu erwartenden 
Massenarbeitslosigkeit von Bauarbeitern im 
Zonenrandgebiet Ostbayerns über eine Neu- 
auflage des Gemeinsamen Strukturpro- 
gramms oder ähnlicher Programme zusätzliche 
Investitionsmittel kurzfristig zur Verfügung 
gestellt werden? 


45. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
dem Antrag der Kreisstadt Altenkirchen/We- 
sterwald auf Aufnahme als Schwerpunktort (C) 
in das Regionalie Aktionsprogramm Mittel- 
rhein-Lahn-Sieg stattzugeben, otder welche 
Hindernisse stehen dem entgegen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung» 
Landwirtschaft und Forsten 


46. Abgeordneter 

Reiser 


(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, dem Kreis Pinneberg (Schleswig-Hol- 
stein) bei der Absicherung gegen Flutschäden 
zu helfen, nachdem in diesem Winter beson- 
ders die Stadt Wedel und die Insel Helgoland 
mehrmals -erheblich unter Hochwasser gelitten 
haben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


47. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


(SPD) 


Aus welchen sachgerechten Gründen verlieren 
deutsche Auswanderer, die eine ausländische 
Staatsangehörigkeit annehmen, ihren Renten- 
anspruch, und beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, 'in Zukunft diese Regelung zu ändern? 


48. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


Wann gedenkt die Bundesregierung, die Kon- 
kurrenzfrage zwischen der landwirtschaftlichen 
Krankenversicherung und der Pflichtversiche- 
rung für Nebenerwerbslandwirte, die voll im 
Berufsleben pflichtversichert sind, zu klären? 
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49. Abgeordneter 

Pieroth 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich in 
der letzten Zeit die Fälle häufen, in denen 
Bürger mehrere Monate auf die Bewilligung 
der Rente durch die Bundesanstalt für Ange- 
stellte warten müssen, und worauf sind die 
überlangen Wartezeiten zurückzuführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


50. Abgeordneter 

Hansen 


(SPD) 


Wann ist damit zu rechnen, daß die Bundes- 
regierung den Pionieren des Pionier-Batail- 
lons in Höxter Lebenshilfe in Form einer ge- 
nauen Anweisung für die Anwendung der 
„Mütze, Bade-, blau" (Versorgungsnummer 
Q/B 54 D 30 001/22113-10/1973-8415-12-155- 
8171), angedeihen läßt? 


51. Abgeordneter 
Werner 


(CDU/CSU) 


Wie stellt sich die Bundesregierung zu dem 
Bericht der Südwestpresse Ulm vom 3. Januar 
1974 (Seite 9), woraus hervorgeht, daß auf 
Grund mangelhafter Koordination zwischen 
den Bundesministerien der Finanzen und der 
Verteidigung immer noch kein Datum für den 
Baubeginn des Bundeswehrkrankenhauses in 
Ulm-Bselsberg zu erwarten ist? 



Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


52. Abgeordneter 
Braun 


(CDU/CSU) 


Für den Ausbau der B 237 zwischen Bergisch- 
Born und Hückeswagen einschließlich Orts- 
durchfahrt Hückeswaigen sind im Bundeshaus- 
haltsplan für das Haushaltsjahr 1974 1 000 000 
DM vorgesehen, für welche konkrete Maß- 
nahme soll dieser vorgesehene Betrag im 
Jahr 1974 verwandt werden? 


53. Abgeordneter 

Braun 


(CDU/CSU) 


Wann wird der Bundesminister für Verkehr 
dem zuständigen Ausschuß einen Vorschlag 
über die Abänderung der Dringlichkeitsstufe I 
für den Fernstraßenbau vorlegen, und wird in 
dieser Vorlage die B 51 — innerstädtische 
Entlastungsistraße Wermelskirchen — enthal- 
ten sein? 


54. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Dr. Zimniermann im Zeitpunkt der Ölkrise jetzt noch Bundes- 
(CDU/CSU) bahnstrecken stillgelegt werden sollen, wie 

z. B. für die Strecke Landshut — Rottenburg 
vom Bundesminister für Verkehr endgültig 
beschlossen sein soll? 
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55. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Ein- 
Dr. Zimmermann stellungspläne schon seit 19-66 bestanden, Um- 
(CDU/CSU) Stellung auf Omnibusverkehr angekündigt 

war, die Einstellungsmaßnahmen aber dann 
trotzdem unterblieben, weil schon damals die 
Belastung der Straße Landshut — Rottenburg 
einen ökonomischen Vorzug für die Schiene 
erkennen ließ, und (ist die Bundesregierung 
im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht erst recht 
der Auffassung, daß die hier dargelegten Ge- 
sichtspunkte nun von besonders aktueller Be- 
deutung im Sinne einer Weiterführung des 
Bahnbetriebs sind? 


56. Abgeordneter 
Groß 


(FDP) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß für die 
Bewohner des Landkreises, Osterode dn Nie- 
dersachsen die Möglichkeiten des neu ge- 
schaffenen Grenzübergangs Duderstadt/Worbis 
für den kleinen Grenzverkehr kaum genutzt 
werden können, da wegen der Straßenver- 
hältnisse und insbesondere der Fahrplanrege- 
lung der öffentlichen Verkehrsmittel Bewoh- 
ner dieses Landkreises praktisch keine Mög- 
lichkeit haben, innerhalb eines Tages in die 
DDR und wieder zurückzukommen? 


57. Abgeordneter 

Groß 


(FDP) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
außer den beiden vorhandenen Grenzübergän- 
gen in Niedersachsen im Harz ©inen weiteren 
Übergang zu schaffen, der insbesondere ange- 
sichts der schlechten öffentlichen Verkehrs- 
verbindungen auch den Bewohnern des Harzes 
die Möglichkeit, am kleinen Grenzverkehr teil- 
zunehmen, gibt? 


58. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung die Ursache dafür be- 
kannt, warum am 10. Dezember 1973 gegen 
14 Uhr der Nahschnellverkehrszug N 2268 auf 
der Bundesbahnstrecke Frankfurt— Mainz am 
Bahnkilometer 16,7 in eine Gleisarbeiterko- 
lonne hineinfuhr und fünf Menschen tötete, 
und welche Konsequenzen ergeben sich aus 
diesem Zugunglück für die Sicherheitsvorkeh- 
rungen? 


59. Abgeordneter 
Milz 


(CDU/CSU) 


Wann sind bezüglich des Ausbaus der Bundes- 
autobahn A 203 die Planungen im Bereich des 
gesamten Kreises Bergheim in den verschiede- 
nen Bauabschnitten abgeschlossen, und zu 
welchen Zeitpunkten können die jeweiligen 
Bauabschnitte als baureif angesehen werden, 
und ist insbesondere im Bereich Sindorf die 
Frage der Trassenführung endgültig geklärt? 


60. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Wann ist mit dem Beginn des Ausbaus der 
Bundesautobahn A 203 und der Fertigstellung 
der einzelnen Bauabschnitte zu rechnen, und 
in welchen einzelnen Bauabschnitten wird das 
Projekt durch geführt? 
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61. Abgeordneter 
Geiger 
(SPD) 


Ist idas Bundesverkehrsministerium bis zum 
endgültigen kreuzungsfreien Ausbau des so- 
genannten Illinger Ecks (Kreuzung der Bundes- 
straßen 10 und 35 bei Mühlacker-Illdngen) 
bereit, Verkehr ssicberungen .anzubringen, um 
die immer wieder vorkommenden tödlichen 
Verkehrsunfäille .an dieser Kreuzung zu ver- 
hindern? 


62. Abgeordneter Welche Bedeutung hat der Flughafen Sieger- 
Lenzer Land in der Flugverkehrskonzeption der Bun- 

(CDU/CSU) desregierung, und wie beurteilt sie die be- 

stehenden Ausbaupläne? 


63. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


Auf welche Weise ist sichergestellt, daß die 
Belange des Fremdenverkehrs und der Nah- 
erholung im Westerwaldgehiet berücksichtigt 
und daß Motor- und Segelflugbetrieb auf dem 
benachbarten Landeplatz Breitscheid/Dillen- 
burg nicht beeinträchtigt werden? 


64. Abgeordneter 
Vogel 
(Ennepetal) 
(CDU/CSU) 


Billigt .die Bundesregierung die Gründe, aus 
denen die zuständigen Stellen der Deutschen 
Bundesbahn es bislang abgelehnt haben, eine 
Erweiterung des Bahnhoftunnels in Warendorf 
bis zur Zumlohstraße und zum Bahnhofsvor- 
platz durchzuführen? 


65. Abgeordneter 
Vogel 
(Ennepetal) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß dieses aus Gründen der Verkehrs- 
sicherheit vom Rat der Stadt Warendorf seit 
Jahren geforderte Projekt so schnell wie mög- 
lich verwirklicht werden kann? 


66. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, .daß nach der Verordnung zur Änderung 
der StVZO vom 8. Mai 1968, nach der durch 
§ 53 'a Abs. 3 zusätzliche Warnleuchten zuge- 
lassen sind, bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
von keiner Firma eine derartige Leuchte auf 
dem Markt angeboten wird, und teilt sie die 
Auffassung, daß die technischen Anforderun- 
gen für zusätzliche Warnleuchten so hoch sind, 
daß der Industrie keine Marktchancen gegeben 
sind? 


67. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung im Jahr 1974 aus- 
nahmsweise bereits im Februar/März für Maß- 
nahmen in den Stadt- und Landkreisen des 
ostbayerischen Zonenrandgebiets erhöhte Mit- 
tel nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungs- 
gesetz zur Verfügung stellen, damit die für die 
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Monate März bis Mai 1974 in diesen Gebieten 
zu erwartende Massenarbeitslosigkeit von 
Bauarbeitern einigermaßen in Grenzen gehal- 
ten werden bann? 


68. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß ernsthaft Überlegungen an- 
gestellt werden, die bisher geplante Trassen- 
führung der B 299 neu mit der Einmündung 
in die Bundesautobahn München — ^Salzburg bei 
Grabenstätt dahin gehend abzuändern, einen 
direkten Anschluß an die Inntalautobahn zu 
schaffen, und wie würde sich gegebenenfalls 
ein solcher Plan vereinbaren lassen mit der 
Notwendigkeit, gerade im Raum Trostberg die 
prekären Verkehrs Verhältnisse möglichst rasch 
befriedigend zu lösen? 


69. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die von der 
Deutschen Bundesbahn beantragte Stillegung 
der Strecke Malsfeld — Waldkappel im hessi- 
schen Zonenrandgebiet abzulehnen und damit 
dafür zu sorgen, daß in diesem Raum kein 
weiterer Abbau des öffentlichen Verkehrs auf 
der Schiene erfolgt, was im Gegensatz zu den 
Zielen stehen würde, die mit der Förderung 
des Zonenrandgebiets verfolgt werden? 


70. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die 
Ortsumgehung der Stadt Hünfeld im Zuge der 
Bundesstraße 27 dringend notwendig ist, wie- 
weit sind die Vorarbeiten, und wann ist mit 
einem Baubeginn zu rechnen? 


71. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die auf die Dauer unzumutbare Perso- 
nenbeförderung der Deutschen Bundesbahn auf 
den Strecicen Altenkirchen — Köln bzw. Siegen 
und Altenkirchen — Westerburg bzw. Limburg 
durch den Einsatz moderner Triebwagen an- 
stelle der überalterten Schienenbusse erheblich 
zu verbessern, und welche Fristen sind vorge- 
sehen? 


72. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Billigt die Bundesregierung das Vorhaben der 
Deutschen Bundesbahn, im Sommerfahrplan 
bisher über Nürnberg fahrende Intercity- bzw. 
TEE-Züge über Ansbach zu leiten? 


73. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Welche verkehrsmäßigen Benachteiligungen 
bringt dies dem mittelfränkischen Raum östlich 
Ansbach, dem oberfränkischen und dem ober- 
pfälzischen Raum? 


32 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1510 


74. Abgeordneter 
Dr. Müller- 
Hermann 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, zusammen mit 
der Deutschen Bundesbahn zu überprüfen, in- 
wieweit die von der Deutschen Bundesbahn 
geplante Schließung der Stückgutbahnhöfe 
Bremen-iBurg, Bremen-Neustadt, Bremen-Vege- 
sack, Bremerhaven-Lehe und Osterholz- 
Scharmbeck dazu führt, daß die Zufahrten zu 
den Hauptbahnhöfen in Bremen und Bremer- 
haven in unzumutbarer Weise zusätzlidi be- 
lastet werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


75. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung au der Tat- 
sache, daß die in dem Programm für den sozia- 
len Wohnungsbau für 1973 vorgesehene För- 
derungsziffer von 120 000 Wohnungen nur mit 
zusätzlichen Finanzmitteln erreicht werden 
kann, während sie 1971 dm langfristigen Woh- 
nungsbauprogramm ein Förderungsvolumen 
von 200 000 bis 250 000 Wohnungen jährlich 
vor sah? 


76. Abgeordneter Wieviel Sozialwohnungen werden miit den 

Dr. Jobst hierfür vorgesehenen 60 Millionen DM in den 

(CDU/CSU) Ballungsräumen gefördert? 


77. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Hält es die iBundesregierung in einer parla- 
mentarischen Demokratie für gerechtfertigt, 
daß ein neues Bundeskanzleramt gebaut wird 
bevor die teils schwierigen räumlichen Ver- 
hältnisse des Deutschen Bundestags verbessert 
werden? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


78. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


Wie viele Bürger der Bundesrepublik Deutsch- 
land, die aus kommerziellen, kulturellen, 
sportlichen oder religiösen Gründen in die 
„DDR" reisen wollten, sind seit Inkrafttreten 
des Verkehrs Vertrags trotz Vorliegens der 
Einladungen der entsprechenden Institutionen 
oder Organisationen der „DDR" von den dor- 
tigen Behörden zurückgewiesen worden? 
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Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


79. Abgeordneter Trdfft es zu, daß das Bundesminiisterium für 

Peffermann das Jahr 19-74 zwei Arbeitstagungen oder 

(CDU/CSU) Kongresse zu den Themen Grundlagenfor- 

schung und allgemeine Forschungspolitik 
plant, und welche Institutionen sind m/it der 
Vorbereitung und Durchführung dieser Tagun- 
gen bzw. Kongresse beauftragt, und welche 
Kosten werden voraussichtlich entstehen? 

80. Abgeordneter Welche Aufträge nach Sach gegenständ und 

Benz Auftragssumme gegliedert, hat das Bunde, s- 

(CDU/CSU) miniisterium für Bildung und Wissenschaft 

bzw. das Bundesministerium für Forschung 
und Technologie der Firma INFRATEST Mün- 
chen seit 1969 erteilt? 

81. Abgeordneter Trifft es zu, daß das Bunde^ministerium für 

Benz Bildung und Wissenschaft bzw. das Bundes- 

(CDU/CSU) miniisterium für Forschung und Technologie 

davon Kenntnis hat, daß bei verschiedenen 
durch die Ministerien geförderten Projekten 
die Firma INFRATEST als Unterauftragnehmer 
vorgesehen war und ist? 

82. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, den Tele- 

Dr. Schmitt- grammdienst der Deutschen Bundespost da- 

Vockenhausen durch zu verbessern, daß sie anstelle der per- 
(SPD) sonalintensiven Wortübermiittlung mit kon- 

ventionellen Fernschreibern das bereits seit 
längerem bekannte Tele-Faksimile-System 
(Hell-Schreiber) einführt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


83. Abgeordneter Ist die Bundesregierung angesichts der un- 

Dr. Schmude verändert schlechten ärztlichen Versorgung 

(SPD) der Landbevölkerung bereit, eine bevorzugte 

Zulassung zum Medizinstudium für solche Be- 
werber herbeizuführen, die sich verpflichten, 
eine längere Frist nach Abschluß ihrer Aus- 
bildung in Praxen auf dem Lande tätig zu sein? 

84. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung unternehmen, 

Höcherl um sinnlose Ergebnisse des geforderten Abi- 

(CDU/CSU) turnotendurchschnitts bei Sonderbegabungen 

auszuschalten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


85. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt idie Bundesregierung Absichten 
der Weltbank, nach denen bei allen von der 
Weltbank finanzierten Bauprojekten in Ent- 
widclunigsländem einheimischen Bauunterneh- 
mern eine Präferenz von 7,5Vo gegenüber den 
Angeboten aus Industrieländern einziuräumen 
ist? 


Bonn, den 11. Januar 1974 



